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1. 
Fristverlängerung Steuererklärung, Antrag

a) 
Rechtslage 

Das schweizerische Steuerrecht ist auf Bundesebene, kantonaler Ebene und auf Gemeindeebene jeweils unterschiedlich in diversen Steuergesetzen geregelt. Es gibt eine Bundessteuer, eine kantonale Staatssteuer und eine Gemeindesteuer. Gesamtschweizerisch gelten folgende Gesetze: das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) und das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG). Für die an Ihrem Wohn- oder Firmensitz geltenden einzelnen Bestimmungen wenden Sie sich bitte an das zuständige kantonale oder kommunale Steueramt oder die Steuerverwaltung. Dort erhalten Sie oft auch unentgeltlich Tipps und Hilfe beim Ausfüllen Ihrer Steuererklärung. Sie können sich aber auch an einen qualifizierten Steuerberater bzw. ein Treuhandbüro wenden. 

Grundsätzlich ist jede natürliche oder juristische Person an ihrem Wohn- oder (Haupt-) Firmensitz oder für ihre Liegenschaften oder Betriebsstätten im jeweiligen Kanton steuerpflichtig. Beim Umzug in einen anderen Kanton, Zuzug aus dem Ausland oder Wegzug ins Ausland, bei Heirat, Scheidung, Todesfall oder Erbschaft kommen Spezialvorschriften zur Anwendung. Jede steuerpflichtige Person muss die Steuererklärung wahrheitsgemäss und vollständig ausfüllen, sonst können sich daraus Nachsteuerverfahren, bei Steuerhinterziehung oder Steuerbetrug sogar Strafverfahren ergeben. Für Ausländer ohne Niederlassungsbewilligung wird meist eine Quellensteuer erhoben und direkt vom Einkommen abgezogen; in diesem Fall ist das Ausfüllen einer Steuererklärung in der Regel nicht nötig (Vorbehalt der ergänzenden oder nachträglichen ordentlichen Veranlagung). Grundsätzlich müssen alle im Inland und gegebenenfalls auch im Ausland erzielten Einkünfte sowohl im Haupt- als auch Nebenverdienst angegeben werden, sei es als selbständig erwerbende oder unselbständig erwerbende Person. Zusätzlich muss das gesamte Vermögen angegeben werden, auch das im Ausland oder in anderen Kantonen gelegene. Für dieses kommen meist die am jeweiligen Ort geltenden Bestimmungen zur Anwendung. In der Praxis wird dabei eine allfällige Doppelbesteuerung zwischen den Kantonen bzw. dem Im- und Ausland weitestgehend vermieden. Andererseits können auch die nach dem jeweiligen Gesetz zulässigen Abzüge gemacht werden wie: Sozialabzüge für minderjährige im selben Haushalt wohnende Kinder, pflegebedürftige Personen, Berufsauslagen, Krankenkassenprämien, gemeinnützige, im jeweiligen Kanton steuerabzugsberechtigte Zuwendungen, Bankspesen, Unterstützung politischer Parteien. Erkundigen Sie sich diesbezüglich auf dem jeweiligen Steueramt.

Zusammen mit Zustellung des Formulars für die Steuererklärung sollte jede steuerpflichtige Person auch die Frist für die Einreichung der Steuererklärung erhalten, z. B. der 31. März in den Kantonen Zürich und Luzern. Wird noch vor Fristablauf ein Gesuch um Fristerstreckung mit einer kurzen Begründung dem zuständigen Gemeindesteueramt eingereicht, kann die Frist vom Steueramt erstreckt werden. Wird die Steuererklärung oder dazugehörende Beilagen nicht eingereicht, wird die säumige Person zuerst gemahnt. Danach kann sie z. B. nach "pflichtgemässem Ermessen" von der Steuerbehörde eingeschätzt oder zusätzlich mit einer Busse belegt werden (vgl. auch nachfolgend Untertitel 2.4).

b) 
Vorgehen 
Es gibt oft keine Formvorschrift für den Antrag auf Fristverlängerung, sie ist in diesem Fall auch telefonisch, per Fax oder vereinzelt auch über die Website der Steuerämter möglich. Es ist allerdings empfehlenswert, einen Fristverlängerungsantrag schriftlich, unter Aufbewahrung einer Kopie für sich selber, zu stellen und eventuell auch per Einschreiben zu versenden.
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Musterfraustrasse 22

6088 Musterstadt

Steueramt _________

Mustermannstrasse 11

6088 Musterstadt

Musterstadt, ______

Steuernummer/AHV-Nr. ______

Steuererklärung für das Jahr ______

Fristverlängerung
Sehr geehrte Damen und Herren

Leider ist es mir aus Krankheitsgründen/aufgrund beruflicher Belastung/wegen einer längeren Abwesenheit [Hinweis: Zutreffendes bitte auswählen] nicht möglich, die Steuererklärung für das Jahr ______ termingerecht einzureichen.

Ich bitte Sie daher, mir die Frist für die Abgabe der Einkommensteuererklärung bis zum ______ zu verlängern.

Freundliche Grüsse

Franz Mustermann

2. 
So wehren Sie sich gegen die Steuereinschätzung oder - rechnung
a)
Rechtslage 

aa) Anfechtung der Steuereinschätzung bzw. Steuerveranlagung
Die Anfechtung der Steuereinschätzung bzw. Steuerveranlagung ist möglich, wenn der Steuerpflichtige meint, weniger Steuern zahlen zu müssen, als darin festgesetzt wurde. Oft (z. B. in der Stadt Zürich) erhält eine steuerpflichtige Person aber noch vor der endgültigen Steuereinschätzung eine Zahlungsempfehlung oder einen Steuereinschätzungsvorschlag.
Oft lohnt sich ein persönliches Gespräch mit der zuständigen Steuerbehörde, z. B. dem Steuerkommissär, wodurch Missverständnisse oft mit wenig Aufwand ausgeräumt werden können. Im Anschluss daran ist eine Zustimmungserklärung zu den abgeänderten Steuerfaktoren abzugeben. Darauf hin erfolgt die definitive Einschätzung, gegen die aber der Rechtsweg unabhängig vom bisherigen Verfahren möglich bleibt.
Es kann an einigen Orten auch vorkommen, dass direkt ein Einschätzungsentscheid gefällt wird mit darin ersichtlichen Änderungen im Vergleich zur Steuererklärung.

Bitte beachten Sie, dass gegen die Veranlagung der kantonalen Steuerbehörde sowie der Behörde für die direkte Bundessteuer separat Einspruch zu erheben ist.

ab) Einsprache gegen den Einschätzungsentscheid, bzw. die Steuerveranlagung

Will sich eine steuerpflichtige Person gegen den Einschätzungsentscheid, bzw. die Veranlagung wehren, kann sie innert 30 Tagen schriftlich Einsprache erheben. Die Einsprache ist zu begründen, Beweismittel sind zu nennen und nach Möglichkeit beizulegen. Über die Einsprache wird im zuständigen Steueramt (kantonal oder kommunal, je nach Steuerart) entschieden und der so genannte Einspracheentscheid gefällt. Es gilt zu beachten, dass die Einschätzung auch zu Ungunsten der steuerpflichtigen Person abgeändert werden kann. Das Einspracheverfahren ist kostenlos.
ac)  Rekurs oder Beschwerde
Gegen den Einspracheentscheid kann innert 30 Tagen gemäss den jeweiligen kantonalen Verfahrensvorschriften schriftlich Rekurs bei der zuständigen Justizbehörde (z. B. Rekurskommission) erhoben werden. Die Verfahrenskosten werden der unterliegenden Partei auferlegt.

Achtung: Nicht nur die Steuerpflichtigen, sondern auch die Gemeinden können Einsprache erheben und Rekurs ergreifen.

ad) Ermessenseinschätzung

Falls die steuerpflichtige Person trotz Mahnung keine Steuererklärung einreicht oder mit unvollständigen oder fehlerhaften Unterlagen, nimmt das kantonale Steueramt die Einschätzung nach pflichtgemässem Ermessen vor. Da die Angaben ganz oder teilweise fehlen, kann diese auch zu tief oder zu hoch ausfallen. Gegen eine offensichtlich unrichtige Ermessenseinschätzung kann die steuerpflichtige Person Einsprache erheben. Dies gilt v. a. in Fällen offensichtlicher Unrichtigkeit der Steuereinschätzung bzw. Steuerveranlagung. Erhebt die steuerpflichtige Person keine Einsprache und stellt sich später heraus, dass die Ermessenseinschätzung zu tief vorgenommen wurde, muss sie mit einem Nachsteuerverfahren und einer Busse rechnen. Es ist dem steuerpflichtigen dringendst zu raten, es nicht zu einer Ermessenseinschätzung kommen zu lassen.

ae)  Ratenzahlung und Stundung

Die Steuern werden spätestens 30 Tage nach Vorliegen der Schlussrechnung zur Zahlung fällig. Sie können mancherorts auch früher bezahlt werden, wodurch bei Zahlung bis zu einer vorgegebenen Frist ein Skonto von 2% gewährt wird. Werden jedoch die Steuern zu spät bezahlt, werden darauf noch Verzugszinsen erhoben. Bei finanzieller Notlage kann mit dem Steueramt über eine Ratenzahlung oder eine Stundung verhandelt werden; z. T. gewährt das Steueramt die Möglichkeit der Ratenzahlung auch unaufgefordert durch Beilage von verschiedenen Einzahlungsscheinen zusammen mit der Zusendung der Zahlungsempfehlung, so z. B. in der Stadt Zürich. Für ein Stundungsgesuch muss die steuerpflichtige Person meist einen schriftlichen Vorschlag mit einer Begründung einreichen. Die Abzahlungsraten sollten dabei mindestens so gross sein, dass nicht zusätzliche Steuerschulden entstehen.

af)  Änderung von rechtskräftigen Entscheiden

Ein rechtskräftiger Entscheid kann nur dann geändert werden, wenn neue Tatsachen und Beweismittel vorliegen. Eine Änderung zu Gunsten der steuerpflichtigen Person wird Revision genannt, eine solche zu Ungunsten der steuerpflichtigen Person nennt man Nachsteuer. Auf Nachsteuern wird zusätzlich ein Verzugszins erhoben und auch oft eine Steuerbusse verhängt.

Rechnungs- und Schreibfehler in rechtskräftigen Entscheiden können innert fünf Jahren auf Antrag der steuerpflichtigen Person oder des Steueramts, welchem sie unterlaufen sind, bereinigt werden.

b) 
Vorgehen
Die Einsprache oder der Rekurs muss innerhalb von 30 Tagen, gerechnet ab dem Tag nach Erhalt der Steuereinschätzung oder des Einspracheentscheids schriftlich gemäss den jeweiligen kantonalen Vorschriften (z. B. Anzahl Exemplare) eingereicht werden und ist aus Beweisgründen am besten per Einschreiben zu versenden. Endet die 30-tägige Frist an einem Samstag, Sonntag oder öffentlichen Feiertag, verlängert sie sich bis zum darauffolgenden Werktag. Für die Fristeinhaltung gilt das Datum des Poststempels. Wird der Brief nach der letzten Briefkastenleerung noch vor Mitternacht eingeworfen, kann der Poststempel durch eine schriftliche Bestätigung, dass der Brief noch an diesem Tag vor Mitternacht eingeworfen wurde samt Unterschrift von einem oder zwei Zeugen auf dem Couvert ersetzt werden.

Franz Mustermann

Mustermannstrasse 11

6088 Musterstadt
Einschreiben 

Steueramt ________

Musterfraustrasse 22

6088 Musterstadt

Musterstadt, ______
Steuereinschätzung / Steuerveranlagung vom ______
Steuernummer / AHV-Nr.: ______
Sehr geehrte Damen und Herren

Hiermit erhebe ich gegen die vorgenannte Steuereinschätzung / Steuerveranlagung Einsprache.

Begründung und Antrag

Sie haben ohne nähere Begründung ______ nicht als abzugsfähige [Berufsauslagen/Krankenkassenprämien/gemeinnützige Zuwendungen], anerkannt. Ich habe mich beim Ausfüllen der Steuererklärung an Ihre Wegleitung gehalten, wonach dieser Abzug möglich ist. Aus diesem Grund erbitte ich Sie um eine entsprechende Änderung der Steuereinschätzung / Steuerveranlagung. Gerne erwarte ich Ihre Stellungnahme.

oder

______________ [Beschreibung des Steuersachverhalts]

Freundliche Grüsse

Franz Mustermann
